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Die Zukunft der Medizin beginnt
2050, ausgerechnet in Tübingen.
Dann wird das Klinikum völlig um-
gebaut sein, „auf dem Tübinger
Schnarrenberg wird kaum ein Stein
auf dem anderen bleiben“. Doch das
Warten lohnt sich, alles wird besser,
zum Beispiel weil „Ärzte verschie-
denerDisziplinenengzusammenar-
beiten“, da kann man nur staunen.
Per aspera ad astra: der gegenwärti-
ge Direktor des Klinikums und
CDU-Politiker, der dann auch schon
103 Jahre alt sein wird, spricht sogar
davon, dass derUmzug derTalklini-
ken auf den Schnarrenberg ‚medizi-
nisch nötig‘ ist. Als medizinischer
Laie kann ich dazu natürlich gar-
nichts sagen, nicht einmal umgangs-
sprachlich erschließt sich mir der
Sinn dieses Satzes, aber als potenti-
eller Patient – und wer wäre das
nicht – fühle ich mich jetzt an Leib
undLebenbedroht, dennwas istmit
derMedizinderGegenwart? (...)

Die Parallelen zu S 21 sind un-
übersehbar: dort wie hier werden
die Verantwortlichen nicht mehr
zurVerantwortung gezogenwerden
können, wenn ihre Vision sich denn
je verwirklichen sollte, die Nutzer
haben unter dem Umbau jahrzehn-
telang zu leiden und das Ergebnis,
wenn sie es denn erleben, hatte sie
schon auf dem Papier als Planung
enttäuscht.

Auch ich erlaubemir eineVision:
spätestens in einigen Jahrenerschei-
nen Studien zum Zusammenhang
zwischen Klinikengröße und Zu-
nahme der antibiotikaresistenten
Keime (Klimatechnik!) oder zur er-
höhten Sterblichkeit in großen Be-
handlungsmaschinen mit anony-
mem, überlastetem, überfordertem,
unterbezahltem Personal. Rückbau
und ‚Zerhäuselung‘ heißt dann die
Devise.Vielleicht gibt esdie Studien
ja schon und wir kriegen sie nur
nichtzusehen.

Das Uniklinikum Tübingen wird
über Jahrzehnte völlig umgebaut
werden. Ein Rahmenplan mit der
Stadt macht es möglich – und
setzt Grenzen (Bericht und „Übri-
gens“ vom 19. Juli).

Zerhäuselung

IreneMonreal-Wickert, Tübingen

Als Laie (sprich Bürger), verblüfft
mich immer noch das aus dem Hut
gezauberte Jahrhundertprojekt, fu-
ßend auf einer Variante, die meines
Wissens nie öffentlich vorlag. Ver-
blüfft (und das Vertrauen in eine ra-
tionale Abwägung der Belange der
Stadt als Wohn- und Aufenthalts-
Ort fürMenschen irritiert) hat aller-
dings schon im Vorfeld der Stil der
„Argumente“; zweiBeispiele:

1. „Sollenwir wirklich solche An-
gebote ausschlagen?“ (Sökler am
Beispiel Krebsforschungszentrum,
Angebot = Drittmittel vorhanden).
Wenn die hiermit ausgedrückte
Sicht überzeugend sein soll, dann ist
sie das auch in 20 oder 40 Jahren; al-
so ist einedefinitiveBegrenzunggar
nicht imBewusstsein.Was soll denn
dann heißen, die Restflächen wür-
den„künftigbessergeschützt“ sein?

„Der Steinenberg bleibt für die
nächsten 40 Jahre erhalten“ – nach
diesem Satz rührte sich in der Hep-
perhalle Unbehagen. Das kam aber
beimOB nicht an! Den Zwischenruf
missverstand er als Unterstellung,

Hemdsärmeligkeit

dass Politiker sowieso lügen. Wie
sehr die vermeintlich „weichen“
Fakten (unter anderem sind Klima
und Luftweich, Drittmittel hart) au-
ßerSichtbleiben, istbestürzend.

2. Zur Begründung der Sarchhal-
de als Vorratsfläche für riesenhafte
Forschungsbauten: die Nähe sei
zwingend wegen der Einsatzpläne,
morgensPatienten, nachmittags for-
schen – und wegen der „Laufbahn-
entwicklung“(!) derMitarbeiter.Da-
zu Autenrieth: „Forschung wird
heute unmittelbar an der Uniklinik
angewendet.“ DerArztwendet heu-
te bei mir an, was er gestern er-
forschthat? Istdasernstgemeint?

Nein, ich reiße nicht aus demZu-
sammenhang: die Hemdsärmelig-
keit dieser „Argumente“ geht aus
von einer Bürgerschaft, die entwe-
der gar nicht denkt oder „blödsinni-
geVorschläge“macht.
Michael Sprick, Tübingen

Dass darüber überhaupt diskutiert
werden muss! Ob eine Frau mit
KopftucheineBarbetretendarf! Für
Viele ist das Zeichen Kopftuch von
Unterdrückung und sie lehnen es
deswegen ab. Wer unterdrückt hier
und hindert die Frau an ihrer freien
Freizeitgestaltung? Der Barkeeper,
der sie rausschmeißt, und der Bar-
besitzer mit seinen verallgemei-
nerndenunddeswegendiskriminie-
rendenAusflüchten über schlechtes
BenehmenundBedrohungen.

Vorweg: eine Frau darf nicht aus-
gegrenzt, schlecht behandelt oder
diskriminiert werden. Sie muss sich
frei entscheiden können, ob sie ihre
Haarebedecktodernicht. (...)

Ob sich Frauen für das Kopftuch
entscheiden, warum und inwieweit
sie das freiwillig tun, kann kein Kri-
terium sein, ihr den Arbeitsplatz
nicht zu geben, sie auf der Straße zu
beschimpfen, sie fürdummzuerklä-
ren, sie aus meiner Kneipe fern hal-
ten zu wollen. Damit nämlich ver-
sperre ich ihr den Weg, eine (auch
von Männern) unabhängige Person
zu sein (...). Ich habe letztes Jahr zu-
sammen mit k.l.e.v.e.r IQ eine DVD
fertiggestellt, die sich mit dem The-
ma beschäftigt: die Diskriminierung
vonFrauen,dieKopftuch tragen,der
Umgang von Arbeitsmarkt-Ak-
teur(inn)en, wissenschaftliche Hin-
tergründe zum Thema. Der Prozess
war erschreckend: vor allemArbeit-
geber/innen weigerten sich, Inter-
views zu geben. Das Thema „Kopf-
tuch“ ist mit irrationaler Emotiona-
lität verknüpft, die jedes Gespräch,
jedeSachlichkeitverweigert.

Ich brauche nicht einer Meinung
zu sein mit meinem Gegenüber, um
sie so zu behandeln, wie ich behan-
delt werden möchte – mit Respekt
und gleichberechtigt: „Alle Men-
schen sind gleich. Die Würde des
Menschen ist unantastbar.“ Das
hängt weder von Krawatte noch
vomKopftuchab.

EineKopftuchtragende,24-jährige
FrauwurdeeinerGaststätteverwie-
sen(Berichtund„Übrigens“,27.Juli).
DassUllaSteuernagelFrauenvom
AusgehenbeiDunkelheitabriet,hat
sichAntonBrennerausgedacht.

Unabhängige Person

Hanna Smitmans, Tübingen

Laut TAGBLATTwar das Lokalver-
bot für Oettinger im Boulanger
rechtens, weil das Gleichbehand-
lungsgesetz zwar vor Diskriminie-
rung wegen der Religion und Welt-
anschauung, nicht aber die wegen
der „politischen und sonstigen An-
schauungen“ (zum Beispiel von
Korporierten) schütze. Das ist so,
weil Deutschland die Fassung der
Europäischen Menschenrechtskon-
vention seit dem 12. Zusatzprotokoll
vonRom im Jahre 2000 immer noch
nicht ratifiziert und ins deutsche
Antidiskriminierungsgesetz über-
nommen hat. In Deutschland ist
demnach die Diskriminierung we-
genpolitischerAnschauungen (zum
Beispiel Lokalverbot wegen Partei-
zugehörigkeit) im Gegensatz zum
übrigenEuropaerlaubt.

Die FDP, dieGrünen und die Lin-
ken haben schon oft ohne Erfolg be-
antragt,dassdieaktuelleFormratifi-
ziert wird. So haben wir jetzt die Si-
tuation, dass Vertreter von „politi-
schen Anschauungen“ Lokalverbot
erhalten und die Wirte sich dafür

Kampfsymbol

auch noch unter freudiger Anteil-
nahme der Medien brüsten, das
KopftuchalsKampfsymboldespoli-
tischen Islam jedoch geschützt und
tabuisiertwird.

Mit einer Gleichbehandlung der
Geschlechter ist das Kopftuch (...)
jedenfalls nicht vereinbar.Wenn der
politische Islam (Ditib, Moslembru-
derschaft) erst an der Macht ist,
wirddenen, die jetzt denpolitischen
Islamismus im Namen der kulturel-
len und religiösen Vielfältigkeit ver-
harmlosen, als erstenderKopf abge-
schnitten, beziehungsweise sie wer-
den vom Hochhaus gestürzt oder
aufgehängt,wennsie schwulsind.

Oder sie gleichen sich eben der
Scharia anwie Frau Steuernagel, die
den gefährdeten Mädchen ja schon
geraten hat, bei Dunkelheit nicht al-
leinausdemHauszugehen.
Anton Brenner, Tübingen

Es ist ein Vorurteil, dass der Be-
such bei Gewerkschaften für Libe-
rale wie mich ein Gang in die
„Höhle des Löwen“ sei. Vielmehr
ist er ein Besuch bei geschätzten
Sozialpartnern, die unverzichtba-
ren Anteil am Erfolg der sozialen
Marktwirtschaft in Deutschland
haben, und deren Anliegen, dass
harte Arbeit sich lohnen muss,
wir teilen.

Allerdings macht mich in der
Tat ungeduldig, mit klassenkämp-
ferischen Vorurteilen konfrontiert
zuwerden.

Denn die Schablonen der Ver-
gangenheit verhindern viel wich-
tigere Diskussionen, die wir jetzt
leider nicht geführt haben: Mit
welchen Regeln und Solidarmo-
dellen wollen wir eigentlich die
Arbeitswelt gestalten, die durch
Digitalisierung tiefgreifend verän-
dert und flexibilisiert wird? Was
heißt das kommende „Cyber Val-
ley“ für die Arbeit in der Region?
Was tun wir dafür, dass die 27 000
Beschäftigten der Automobil-Zu-
lieferer in der Region nicht zum
Opfer von arroganten Autokon-
zernen werden, die die Zukunft
verschlafen?

Denken wir also neu: Liebe Ge-
werkschaften, zu diesen dringli-
chen Themen komme ich gerne
wieder!

Leserbrief zum Bericht zur Diskus-
sion der Bundestagskandidaten
bei den Gewerkschaften in Tübin-
gen („Fürmanche war es die Höhle
der Löwen“, 26. Juli).

Denken wir neu

Christopher Gohl, Tübingen,
FDP-Bundestagskandidat

Mit Erstaunen stelle ich immer
wieder fest, dass Gleichstellung
ein probates Mittel sein soll, um
angebliche Diskriminierung zu
beseitigen. Nur weil unterschied-
lich viele Frauen und Männer ei-
nen Beruf ausüben heißt nicht au-
tomatisch, dass eine Diskriminie-
rung vorliegt. Tatsächlich wird
mit einer Quote genau das er-
reicht, was bekämpft werden soll:
Systematische Diskriminierung
nach Geschlecht. Schlimmer
noch: Weniger qualifizierte Men-
schen erhalten nun einen Beruf, in

Gleichstellungspolitik soll wieder
sexy werden. Dafür sprach sich Ul-
rike Baumgärtner bei der Unter-
zeichnung der EU-Charta im Tübin-
ger Rathaus aus (21. Juli).

Biologische Einflüsse

dem sie objektiv schlechter sind.
Darüber hinaus wird in dem

Artikel erwähnt, dass es sich um
eine freiwillige Entscheidung han-
delt. Eine Diskriminierung liegt
dann folglich nicht vor. Ansonsten
muss diese aufgezeigt werden.

Wir sollten uns damit abfinden,
dass Frauen und Männer unter-
schiedliche Interessen haben, die
sich dann auf die Berufswahl aus-
wirken. Zwar mag die Sozialisati-
on ihren Teil dazu beitragen, aller-
dings kann man biologische Ein-
flüsse nicht leugnen. Das heißt je-
doch nicht, dass man nicht gleich-
berechtigt zusammen leben kann.
Moritz Bruder, Tübingen

Zu diesem Artikel fehlen mir ei-
gentlich die Worte. Wir geben für
einen Platz in der Lea 44 000 Euro
aus?! Das ist mehr als viele deut-
sche Arbeitnehmer in Vollbe-
schäftigung brutto in einem Jahr
verdienen.

Aber gut, das bekommen wir
durch Tübingen schon finanziert.
Wir haben ja zum Beispiel die
höchsten Kindergartengebühren
in Deutschland. Erklären sie das
aber mal den Rentnern, die ihr Le-
ben lang gearbeitet haben, die teil-
weise noch Deutschland mit ihren
Händen wieder aufgebaut haben

Der Landesrechnungshof verglich
in einer Denkschrift die Kosten der
Erstaufnahmestellen für Flüchtlin-
ge im Land – die Tübinger Lea ist
Spitzenreiter mit 44 000 Euro je
Platz (25. Juli).

Der Rest muss weg!

(und nicht geflüchtet sind), die
hier Kinder aufgezogen haben und
ihre Angehörigen selbst pflegten.
Die müssen heute bei den öffentli-
chen Tafeln für Lebensmittel an-
stehen, erhalten vom Roten Kreuz
gebrauchte Kleidung und können
sich keine anständige ärztliche
Versorgung leisten. Und wir
schmeißen das Geld mit vollen
Händen zumFenster raus.

30 000 000 000 Euro im Jahr
kosten uns die Flüchtlinge. Und
hier müssen alte Menschen in
Mülleimern nach Pfandflaschen
suchen, um satt zu werden. Die
wenigsten von ihnen haben ein
Smartphone. Warum auch. Sie
müssen keine Deals ausmachen
oder im Freibad Bilder schießen.
Wann hört dieserWahnsinn auf?

Wann wird endlich schneller
selektiert und konsequent abge-
schoben? Die Schweiz vermeldete
letzte Woche die niedrigsten
Flüchtlingszahlen seit 2010. War-
um? Weil sie konsequent ist und
sehr schnell abschiebt. Wir sind
nur konsequent inkonsequent.
Wir müssen den wirklich bedürf-
tigen und integrationswilligen
Flüchtlingen Schutz gewähren.
Keine Frage.

Aber der Restmussweg!
Uwe Lutz, Tübingen

(...) InKirchentellinsfurtwill ein un-
fähiger Gemeinderat seine Park-
platzprobleme damit lösen, dass er
die dort unterrichtenden Lehrermit
einer Parkplatzgebühr von 240 Euro
im Jahr belasten will – als ob es ein
Privileg wäre, in Kirchentellinsfurt
unterrichten zu dürfen. Dabei sind
90 Prozent der Lehrer nicht freiwil-
lig dort, sondern dorthin versetzt
worden.

„Ein Privileg, das sonst keiner in
der Gemeinde hat“ heißt es imArti-

Lehrer, die einen Parkplatz an der
Billinger Allee haben wollen, sollen
in Kirchentellinsfurt künftig 20 Eu-
ro monatlich berappen. Das hat
der Gemeinderat beschlossen
(„Parken nur noch gegen Bares“,
25. Juli, Kreis und Nachbarschaft).

Abgestraft

Ruft die Bahn ungewollt zum
schwarzfahren auf? Wenn man im
Schienenersatzverkehrsbus in
Entringen einsteigt, erhält man
die Antwort: „Fahrkarten bitte am
Bahnsteig lösen“. Aber mit Beginn
des dortigen Bauvorhabens ist der
Bahnsteig für Otto Normal nicht
mehr zugänglich. Der Fahrkarten-
automat, die Unterstehhäuschen
und der Bahnsteig werden abge-
rissen.

Wo sollen wir Entringer unser
Ticket lösen?

Müh‘ und Plag‘ auf der Ammertal-
bahnstrecke lassen nicht nach.

Nicht zugänglich

ThomasMaisch, Ammerbuch
(Der Verfasser dieses Leserbriefs ist
nicht der gleichnamige Inhaber der
FirmaOptik und AkustikMaisch)

Boris Palmer stellt „richtig“, er
hätte ja „nur“ DNA-Tests für
schwarze Flüchtlinge in Tübingen
gefordert. Darin genau liegt aber
das Problem der Stigmatisierung!
Schwarze Hautfarbe gleich
Flüchtling. Weshalb müssen
schwarze Menschen automatisch
Flüchtlinge sein? Es gibt schwarze
Deutsche, schwarze Studierende,
schwarze US-Amerikaner usw. in
Tübingen. In England und USA
käme niemand auf diese Idee. Es
darf nicht sein, dass alle, die ir-
gendwie anders aussehen, nun als
Flüchtlinge gesehenwerden.

Ich hatte gerade einige Wo-
chen einen Austauschstudieren-
den aus dem Nordirak in meinem
Tübinger Büro, er wurde ständig
gefragt, ob er Flüchtling sei.
Wenn Boris Palmer genau diesen
Automatismus bedient, ist das
kontraproduktiv, wir müssen da-
zu beitragen, dass Menschen
nicht mehr aufgrund ihres Aus-
sehens kategorisiert und dann
auch schnell stigmatisiert und
diskriminiert werden.

Leserbrief zur Zuschrift von Boris
Palmer vom 26. Juli.

Kontraproduktiv

Heike Hänsel, Tübingen,
Linken-Bundestagsabgeordnete

kel, nicht einmal der Bürgermeister
und die Feuerwehr und wer noch?
Aber wahrscheinlich hat Herr Orts-
baumeister Lack (...) eher das Wort
„Präsent“ gemeint, denn die Lehrer
sind echt überrascht. Sie wurden
nicht gefragt, ob sieüberhaupt einen
„eigenen“Parkplatz habewollen. Ei-
gentlich wollen diese nur das glei-
che Recht wie jeder Autofahrer in
jeder Stadt. Schließlich stellt dieGe-
meinde auch keinen Pfleger-, Bä-
cker- oder Rathausangestellten-
parkplatzzurVerfügung. (...)

DerGemeinderathat vor einpaar
Jahren eine Gemeinschaftsschule
beschlossen, um den Standortvor-
teil vor Kusterdingen zu erhalten.
Die Gesamtlehrerkonferenz hat den
Gemeinderat unterstützt. Was für
ein Fehler! (...) In Kirchentellinsfurt
werden die Lehrer für ihre tägliche
Arbeit und Loyalität jetzt abgestraft.
NureinerderGemeinderätehatden
Vorschlag abgelehnt. Selbst diejeni-
gen, für deren Kinder ich mich in
den letzten 20 Jahren eingesetzt ha-
be und dafür viel Zeit für meine ei-
genen Kinder geopfert habe, verlan-
gen jetztGeldvonmir.

Kirchentellinsfurt zahlt 8000 Eu-
ro für eine Schranke. (...) Wäre es
nicht besser, das viele Geld sinnvoll
in eine (...) funktionierende Ausstat-
tungder Schule zu stecken oderwe-
nigstens in eine Weiterbildungs-
maßnahme zur Führung einer klei-
nerenGemeinde? (...)
RolandWeber, Dußlingen


